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STANDPUNKT

Noch kein Sieg
Stephan Fischer über das Gesetz zu
Abtreibungen im polnischen Sejm

Schwarz waren am Montag die
Straßen von Gdańsk bis Katowi-
ce, von Poznań bis Białystok.
Hunderttausende Frauen und
Männer demonstrierten gegen
eine Gesetzesinitiative, die das
ohnehin restriktive Abtreibungs-
recht noch einmal zu verschärfen
suchte.
Nun lehnte der Sejm diese ab –

ein Sieg für die Frauen und ihr
Recht am eigenen Körper?
Höchstens eine Atempause. Und:
Das schnelle Einknicken der PiS
unter Jarosław Kaczyński ist kein
»Wir haben verstanden!« gegen-
über dem Souverän auf der Stra-
ße – es ist ein taktischer Rückzug
vor, aus PiS-Sicht, Feinden.
Kaczyński und Premierministerin
Szydlo mögen von der Heftigkeit
der Proteste überrascht worden
sein, die schnelle Reaktion darauf
zeigt politisches Geschick – und
auf, worum es der Regierung
wirklich geht.
Die radikalen Abtreibungsgeg-

ner waren als Wähler wichtig, um
die Macht zu erringen. Deren
Anliegen ist für die PiS weniger
prioritär und wird flugs zumin-
dest kurzfristig geopfert, wenn es
das wichtigste Ziel der National-
konservativen gefährdet: den
Umbau des Staates, namentlich
des Verfassungsgerichts und der
staatlichen Medien.
Die EU fürchtet die PiS dabei

nicht – Hunderttausende Frauen
und Männer auf der Straße, de-
nen es nicht nur um Abtreibung
geht, dagegen schon. Die PiS will
sie schnell demobilisieren, indem
sie deren ursprüngliches Thema
von der Agenda nimmt. Der pol-
nische Souverän hat Stärke ge-
zeigt – aber um der PiS-Regie-
rung wirklich weh zu tun, müssen
die Straßen schwarz bleiben.

Rot-Rot-Grün in
Berlin kommt voran
Koalitionsverhandlungen zwischen
SPD, Grünen und LINKE gestartet

Berlin. »Alle drei Partner haben ein sehr ernst-
haftes Interesse an einer vertrauensvollen At-
mosphäre«, sagte der Berliner Regierende
Bürgermeister und SPD-Landeschef Michael
Müller am Donnerstagmittag nach der ersten
Runde der Koalitionsverhandlungen im Ro-
ten Rathaus. Wie in den Sondierungsgesprä-
chen herrschte eine »gute, offene und klare
Atmosphäre«. Man nahm also kein Blatt vor
den Mund, schloss Missverständnisse aus. Es
ging um das ganz Grundsätzliche. Den Fahr-
plan und die Struktur für die Gespräche so-
wie ums Geld. Darum erschien auch der Ber-
liner Finanzsenator Matthias Kollatz-Ahnen
(SPD), um darzulegen, wie sich aus seiner
Sicht die Situation in der Stadt darstellt. Gute
Rahmenbedingungen für nötige Investitionen
in Schulen oder Sozialwohnungen möchte
LINKEN-Landeschef Klaus Lederer schaffen,
»ohne, dass die Haushaltsdisziplin nicht mehr
gilt«. Da haben Linkspartei und SPD andere
Maßstäbe, die Grünen liegen irgendwo da-
zwischen. Acht Wochen sind für die Ver-
handlungen angesetzt. nic Seite 9

Zurückgepfiffen
Zornige Polinnen stoppen striktes Abtreibungsverbot der Rechtskonservativen

Warschau. Hunderttausend zornige polnische
Frauen haben mit ihren landesweiten Protes-
ten auf Märschen und Kundgebungen die ra-
dikalen Abtreibungsgegner zurückpfiffen.
Deutlicher noch als die Zustimmung durch ei-
ne Mehrheit in der ersten war die Ablehnung
des Gesetzes zur weiteren Verschärfung des
Abtreibungsrechtes in der zweiten Lesung im
polnischen Sejm am Donnerstag. Die mit ab-
soluter Mehrheit regierende nationalkonser-
vative Partei Recht undGerechtigkeit (PiS) von
Jaroslaw Kaczynski musste das Gesetz durch-
fallen lassen. Es dürfte in dieser Form nicht
wieder auftauchen.

Nachdem es in den vergangenen Tagen
massive Proteste auch in den europäischen
Städten Berlin, Brüssel, London, Paris und Bu-
karest gegeben hatte, deutete sich bereits am
Mittwoch ein Kurswechsel in der polnischen
Regierung an. So empfahl der parlamentari-
sche Justizausschuss die Ablehnung der Ge-
setzesinitiative durch das Parlament. Die kon-
servative Regierungspartei habe »Angst vor
den Frauen bekommen, die auf die Straße ge-
gangen sind«, sagte die ehemalige liberale Mi-
nisterpräsidentin Ewa Kopacz von der Bür-
gerplattform (PO), die in dem Justizaus-
schuss sitzt und selbst Ärztin ist.

In dem 38 Millionen Einwohner zählenden
Land werden jährlich weniger als 2000 legale
Abtreibungen vorgenommen. Frauenrechts-
gruppen gehen aber davon aus, dass zusätz-
lich 100 000 bis 150 000 Frauen illegal oder
im Ausland einen Schwangerschaftsabbruch
vornehmen lassen. Die einflussreiche katho-
lische Kirche des Landes unterstützte das um-
fassende Abtreibungsverbot, allerdings er-
klärten die polnischen Bischöfe am Mittwoch,
sie lehnten die in dem Gesetzentwurf vorge-
sehene Gefängnisstrafe für Frauen ab. Ärzten
und Patientinnen sollten bis zu fünf Jahre Haft
angedroht werden. AFP/nd Seite 7

Schwarzer Montag in Krakow – und schwarzer Donnerstag in Warschau für die Rechtskonservativen Foto: dpa/Jacek Bednarczyk

UNTEN LINKS

Das Schnackseln sei eine prima
Sache, solange der Intimverkehr
sachgerecht, korrekt und in der
vom lieben Gott vorgeschriebe-
nen Weise verrichtet werde: Der
Pipimann müsse pfeilgrad in die
Mumu hinein und im Ergebnis
eine funktionstüchtige Leibes-
frucht hervorbringen. Nur und
nur dann habe das fragwürdige
Treiben den Segen des Herrn,
betonte Winfried Kretschmann,
der beliebteste sprechende Ak-
tenordner Baden-Württembergs,
in einem Aufsatz für die »Zeit«.
Wer sich hingegen in unerlaubter
Weise untenrum an sich zu
schaffen mache, sich gar in un-
verheiratetem Zustand in unzu-
reichend ausgeleuchteten Räum-
lichkeiten in teuflischer Selbstbe-
fleckung ergehe oder mit Perso-
nen, die erkennbar nicht die ei-
gene Ehefrau sind, im Bereich des
Unterleibs ungustiöses Herumge-
fuhrwerke betreibe, den treffe der
Zorn Gottes. Kretschmanns Par-
tei, die AfD, bestä ..., äh, die Grü-
nen, bestätigten auf Nachfrage,
dass Kretschmann ansonsten
obenrum noch funktioniere. tbl

IWF will Wirtschaft wachsen sehen
Auf der Herbsttagung des Währungsfonds wird sich die Bundesregierung zu rechtfertigen haben

Bankenprobleme, steigende
Privatschulden und schwaches
Wachstum – auf der Herbstta-
gung von IWFundWeltbankgibt
es einiges zu bereden.

Von Kurt Stenger

Der Internationale Währungs-
fonds (IWF) hat die Staaten auf-
gefordert, mehr für das Wirt-
schaftswachstum zu tun, bevor
der hohe Schuldenberg eine neue
Finanz- und Wirtschaftskrise aus-
löst. Das Schuldenniveau sei auf
ein Rekordhoch gestiegen, heißt
es im »Global Financial Stability
Report«, den der IWF anlässlich
seinerHerbsttagung vorstellte, die
am Donnerstag eröffnet wurde.
Laut dem Bericht beträgt die

Verschuldung insgesamt 152 Bil-
lionen US-Dollar, was 225 Pro-
zent des globalen Bruttoinlands-
produktes entspreche. Laut IWF
entfallen zwei Drittel der Schul-
den auf Unternehmen und Pri-
vatpersonen. Der allergrößte Teil

ist in den Industrie- und den gro-
ßen Schwellenländern gebündelt.
Speziell der rasche Anstieg der
Schulden von Unternehmen in
China bereitet dem IWF Sorgen.
Die höheren Privatschulden ha-

ben laut IWF »das Risiko finanzi-
eller Instabilität erhöht«. Immer-
hin ging die Finanzkrise
2007/2008 von überschuldeten
Hausbesitzern in den USA aus, die
ihre Kredite nicht mehr bedienen
konnten. Über Banken, die mit
faulen Hypothekenpapieren zu
kämpfen hatten, griffen die Prob-
leme auf das Finanzsystem über.
Zwar haben die Banken dank der
nach 2008 international ver-
schärften Eigenkapitalregeln grö-
ßere Finanzpuffer für schlechte
Zeiten. Aber speziell in Europa sei
einDrittel der Institute zu schwach,
um nachhaltig Gewinne erwirt-
schaften zu können, wie IWF-Ban-
kenexperte Peter Dattels erklärte.
Auch in Washington blickt man
besorgt auf die angeschlagene
Deutsche Bank – diese steht laut

Dattels vor der Herausforderung,
Investoren zu überzeugen, dass ihr
Geschäftsmodell existenzfähig ist.
Die Niedrigzinspolitik der No-

tenbanken sorgt dafür, dass die
Schuldenlage verkraftbar ist. Doch
rät der IWF auch der Fiskalpolitik,
mehr für das weltweit schwache
Wachstum zu tun. Gerade die
deutsche Regierung steht seit Lan-
gem am Pranger, hohe Export-
überschüsse zu erwirtschaften und
die Binnenkonjunktur zu ver-
nachlässigen. Finanzminister
Wolfgang Schäuble sieht sich dies-
mal gewappnet: Geplante Steuer-
senkungen, höherer Kinderfreibe-
trag und die gestiegene Investiti-
onsquote würden in Washington
sicherlich wahrgenommen als das,
was unter einer Stärkung der Bin-
nennachfrage verstanden wird,
sagte er Anfang der Woche. Doch
da hat er sich verrechnet: Deutsch-
land, Kanada und Südkorea hät-
ten Spielraum und sollten diesen
nutzen, um Konjunktur und Pro-
duktivität anzukurbeln, sagte IWF-

Präsidentin Christine Lagarde am
Donnerstag in Washington. Diese
drei Länder sollten vorangehen.
Der Weltwirtschaftsexperte

Rainer Falk begrüßte im »nd«-In-
terview, dass beim IWF immer
mehr kritische Stimmen die Aus-
teritätspolitik infrage stellen und
eine aktive Fiskalpolitik fordern.
»Das läuft völlig dem Dogma der
Schwarzen Null zuwider, wie es
allen voran von Deutschland ge-
predigt wird.« Seiten 3 und 4
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Guterres soll die
UNO führen
Portugiesischer Politiker wurde im
Sicherheitsrat für Vorsitz nominiert

New York. Der UNO-Sicherheitsrat hat An-
tónio Guterres offiziell für das Amt des Ge-
neralsekretärs der Vereinten Nationen no-
miniert. Die 15 Mitgliedsländer des Rates be-
schlossen die Berufung am Donnerstag in
New York ohne Abstimmung.
Die Empfehlung wird nun an die Vollver-

sammlung geleitet, die Guterres formell als
Generalsekretär wählen muss. Der 67 Jahre
alte frühere portugiesische Ministerpräsi-
dent und UN-Hochkommissar für Flüchtlin-
ge soll das Amt im Januar von dem Südko-
reaner Ban Ki Moon (72) übernehmen.
Guterres hatte alle sechs Probeabstim-

mungen im Sicherheitsrat gewonnen, zuletzt
waren zehn Kandidaten für den Spitzenpos-
ten angetreten. Viele Staaten hatten eine Frau
an der Spitze der Weltorganisation gefor-
dert, Russland setzte sich lange für die Wahl
eines Osteuropäers ein. Der Sozialdemokrat
Guterres war von 1995 bis 2002 Regie-
rungschef in Portugal. Von 2005 bis 2015 be-
kleidete er das Amt des UN-Hochkommissars
für Flüchtlinge. Agenturen/nd

Regierung plant
Gesetz zur
Lohngleichheit
Union und Sozialdemokraten
einigen sich bei strittigen Themen

Berlin. Die Große Koalition hat sich auf ein
Gesetz zur Lohngerechtigkeit von Frauen
und Männern geeinigt. Demnach sollen Fir-
men ab 200 Mitarbeitern künftig gleiche Be-
zahlung nachweisen und dokumentieren
müssen, wie SPD-Fraktionschef Thomas
Oppermann nach den Beratungen des Koa-
litionsausschusses am Donnerstag in Berlin
sagte. Ausgenommen würden Betriebe, die
gültige Tarifverträge abgeschlossen haben.
Zudem haben sich die Koalitionspartner auf
eine Abschaffung des Majestätsbeleidi-
gungs-Paragrafen verständigt. Paragraf 103
im Strafgesetzbuch soll ausländische Staats-
oberhäupter vor Beleidigung schützen.
In der Rentenpolitik konnte die Bundes-

regierung keine Einigung erzielen. Dies solle
nach den Worten von Unionsfraktionschef
Volker Kauder (CDU) bis Ende desMonats er-
folgen. Strittig sind die Angleichung der Ost-
Renten ans Westniveau sowie die geplante
Lebensleistungsrente. AFP/nd Seite 6
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Die Entfremdung
Ein Film zeigt den Bruch zwischen
Zola und Cézanne. Seite 13
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